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J REPUBLIK ÖSTERREICH 
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f :"0' jA.S. 
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11.405-3a/72 Wien, den 18~ Oktober 1972 

Pr~ .• l.O .... O k 1. 1972' 

An den 

Herrn Präsidenten des Nationalrats 
Wie n 

zur Z. 774/J-NR/72 

Die mir am 13. 9. 1972 zugekommene schriftliche 
Anfrage der Herren Abgeordneten zum Nationalrat Suppan, 

Dr. Bauer und Genossen Z. 774/J-NR/1972, betreffend Teil­
entwürfe einer 1. Gerichtsreorganisationsverordnung beantworte 
ich \'lie folgt: 

1. Der Wortlaut des gesamten Textes des Ent­
wurfes einer 1. Gerichtsreorganisationsverordnung hin­
sichtlic~ aller hiervon erfaßten Bundesländer ergibt sich 
aus den beiden angeschlossenen Teilentwürfen dieser Ver­

ordnung (Beilage A zu JHZ 11.022-3a/72 und Beilage A zu 
JMZ 11.290-3a/72). Zur Begründung der Notwendigkeit der 
Erlassung die,ser Verordnung verweise ich auf die ebenfalls 
angeschlossenen Erläuterungen zu den beiden genannten Teil­
ent\'lürfen (Beilage B zu JMZ 11.022-3a/72 und' Beilage B zu 
JMZ 11.290-3a/72) sowie auf den Inhalt der beiliegenden Aus­
fertigur~en der an die Ämter der in Betracht, kommenden Landes­
regierungen tL'1.d an die Verbindungs stelle der Bundesländer 

gerichteten Schreiben vom 25.7.1972, Z. 11.022-3a/72, und 

vom 6 .. 10.1972, z .. 1L290~3a/72. ," 

2. Eine offizielle Stellungnahme des Landeshaupt­
manns von Kärnten zu dem das Bundesland Kärnten betreffenden 
Teilentwurf einer 1. Gerichtsreorganisationsverordnung liegt 
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nicht vor Q Im Hinblick auf die im Kärntner Gemeindestruktur-Ver­

besserungsgesetz vom 29.6.1972; LGBI. Nr. 63, vorgesehenen 
zahlreichen Änderungen in den Grenzen von Ortsgemeinden, durch 
die die Grenzen der Gerichtsbezirke berührt werden; habe 
ich mit Lfu"'ldeshauptmann Sima vereinbart, daß die auf Grund 
dieses Gesetzes einerseits und des Etappenplans qcs Bundes­
ministeriums für Justiz anderseits erforderlichen Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Gerichtsorganisatlon aus Gründen der 

Ver"'lal tu..'1gsökonomie koordiniert werden sollen~ Um dieses 
Ziel zu erreichen,i' wird der Landeshauptmarm von Kärnten der 

Kärntner Landesregierung vorschlagen.. die Durchführung des 
Etappenplans des Bundesministeriums für Justiz für die 
Zusammenlegung von Bezirksgerichten zu unterstützen und die 
Zustimmung zum Entwurf der 1. Geriehtsreorganisationsverordnung 
mit der Maßgabe zu erteilen,i' daß sich die Wirksamkeit dieser 

Verordnung auf alle betroffenen Bundesländer erstreckt. 
In dieser Vereinbarung ist auch nochfestgehalten worden,i' 

. daß der Landeshauptmann von Kärnten und der Bundesminister 

für Justiz darin übereinstimmen, daß eine Gerichtsorganisation 
angestrebt werden soll, bei der sich die Sprengel der Bezirks­
gerichte nach Möglichkeit mit den Sprengel der Bezirksver­
waltungsbehörden decken sollen~ 

3 .. Die jelt-Teils einzeln mi t dem Entwurf einer 
1. Gerichtsreorganisationsverordnung befaßten Bundesländer 
sind durch die Versendung von Teilentwürfen über die 
Ref9rmvorhaben in den anderen Bundesländern nicht im uru(laren 

, gelassen worden~ Der erste Teilentwurf der gena..rmten Ver­

ordnung bezieht sich auf die Bundesländer Kärnten (Art9 I, 
11 .• 111) und Vorarlberg (Art. XVIII und XIX) und ist gleich­
lautend dem Amt der Kärntner und dem Amt der Vorarlberger 
Landesregierung zugeleitet worden, Der zweite Teilentwurf be­
zieht sich auf die Bundesländer Niederösterl'~ic.h (Art. IV :I V, 

• t 

VI), Oberösterreich (Art. VII, VIII), Salzburg (Art" IX.. X;'XI )..- .. I 

Steiermark (Art. XII, XIII; xrv) sowie Tirol (Art. XV, XVI, XVII) 
und ist den 'Ämtern der Landesregierungen dieser Bundesländer 
gleichlautend unter Anschluß von Ablichtungen des ersten Teil-
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entvlUrfes zugelei tet worden. Ebenso sind Ausfertigungen des 

zvJeiten Teilentwurfes anU·.31ich dessen Versendung aY} die 
Ämter der Landesregiert.mg;nder betroffenen Bundeslä...'1der §tuch 

9-,?n Ämtern der Landesregierungen von l'Cärnten und Vorarlberg 
Ubersendet worden. Beide Teilentwürf'e sind überdies unter 
Anschluß der an die Ämter der einzelnen Lfu'1desregierungen 
gerichteten Schreiben auch der Verbindungsstelle der 
Bundesl.änder zugeleitet worden~ 

Zur Versendung von Teilentl,'lÜrfen hat sich das 
Bundesministerium für .Justiz aus arbei tstecl:mischen Gründen 
entschlossen. Die besondere Dringlichkeit der Auflassung von 
Bezi:-'ksgerichten in Kärnten ($tarke ~:nderungen in den Grenzen 

der Gerichtsbezirke durch die Kärntner;' Gemeindestrukturreform) 
und in Vorarlberg (drohender Zusammenbruch des Gerichtsbetriebs 

beim Bezirksgericht Montafon "'legen Personalmangels) hat das 
Bundesministerium für Justiz veraniaßt.. so rasch wie möglich 
an die Landesregierungen dieser beiden Bundesländer heran­
zutreten. Es ist daher nicht möglich geNesen.. den gesamten 

Verordnungsentwurf samt Erläuterungen bis zum 25. 7. 1972~ 

dem Tag der AntragsteIlung bei den Landesregierungen von 
Kärnten und Vora.rlberg, gertigzustellen und auch den Landes­
regierungen der übrigen in Betracht kommenden Bundesländer 
zuzuiLeiten$ 

4. r:1i t dem Entwurf einer 1. Gerichtsreorganisations­
verordnung sind,,; wie ich schon angedeutet habe, bereits alle 

in Betracht kommenden Bundeslfu'1der befaßt worden~ Mit den in 

Ablichtung angeschlossenen.Schreiben vom 25.7.1972, 2.11.022-3a/72, 
hat das Bundesministerium für Justiz den Ämtern der Landes­
regierungen von Kärnten.und Vorarlberg den ersten Teilentwurf 

einer 1. Gerichtsreorganisationsverordnung mit dem Ersuchen 
zugeleitet~ hierzu die Zustimmung der jeweiligen Landesregierung 
nach §8 Abs.5 lit. d des Übergangsgesetzes vom I.Oktober 1920jl 

~- - .,...---- .... 
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-in der Fassung des BGBl.' NI'. 368 vom Jahre 1925 e inzuholeno 

!v1it dem weiteren Schreiben vom 6.10~1972, Z.11.290-3a/72, hat 
da.s Bundesministerium für Justiz den Ämtern der Landesregierungen 

r> 

von Niederösterreich,. Oberösterreich, Salzburg, Steiermark: und 

'l'irol den zvlei ten Teilentwurf einer 1... Gerichtsreorganisations­
verordnung mit dem Ersuchen um Einholung der Zustimmung der 
jeweilj.gen Landesregierung nach der bezogenen Gesetzesstelle 
übermittelt. 

1). Der Bauzustand von Gerichtsgebäuden tmd 
Justizanstal ten \'iar in den letzten Jahren ~liederhol t Gegenstand 
von parlamentarischen Anfragen und Interventionen. Bei diesen 
Qel~genheiten habe tch auf den g;!'oßen Nachholbedarf der Justiz 

auf dem Bausektor und die Knappheit der - insbesondere fUr 
Insta."1.dsetzungen - zur Verfügung stehenden JVIittel hingewiesen. 
Durch die Auflassung von Bezirksgerichten \'lird ger für deren 

Amtsgebäude ~"1.S0nsten erforderliche Sanierungs- und Instan~­
haltungsaufvland wegfallen" Dies wird eine raschere Sanierung 
a."1.derer Justizgebäude ermöglichen. Die durch die Zusammenlegung 
der Bezirksgerichte verursachte Verringerung der Anzahl von 
Amtsgebäudenmuß letztlich zu einer entsprechenden Verr~ngerung 
der anfallenden Instandsetzungsarbeiten und somit zu Ein­
sparungen führen. 

Die bei den aufnehmenden Gerichten in einer 

-. 

ersten Etappe erforderlichen baulichen Adaptierungen dürften 
Kosten im Gesamtausmaß von 5 bis 6 Nillionen Schilling erfordern .. 
Gleichzeitig würden jedoch bei den aufzulassenden Gerichten die 

Kosten tmabweislicher größerer Instandsetzu.ngen in der Höhe von 
rund 4 Millionen Sc:b.illing, sowie des laufenden - allein rund 
eine halbe Million Schilli;Ilg jährlich betragenden - Erhaltungs­
aun'lands eingespart werden körmen. 

Die in derz''lei ten Etappe aufzulassenden Bezirksge:.;.: ' . 

richte 'i"lerden regelmäßig ~\lTon Gerichten aufgenommen werden, für 
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die ein Neubau zu' errj.chten ist 9der deren Gebäude 

vor der Generalsanierung stehen. Inwieweit ,bei diesen Ne.ubauten 

oder Generalsanierungen durch d:Le Vorsorge für die allfällige 
AUfnahme von Bezirksgerichten Mehrkosten entstehen, vermag 

das Bundesministerium für Justiz nicht abzuschätzen. Es erscheint 
jedoch fraglich, ob überhaupt von Mehrkosten gesprochen werden 
kai'1Jl, da es sich bei den Neubauen überwiegend um zentrale 

Bundesamtsgebäude zur U:lterbringung mehrerer Bundesdienststellen 

handelt lli~d die Generalsanierungen in jedem Fall erforderlich 
geworden '''Hären. 

,-

6. Die unter dem Titel "Eine mOder}:l8 Justiz im 
modernen österreich\! im Heft Nr~ 13/14 des Jahrgangs 1972 
der Zeitschrift "Die Zukunft lt veröffentlichten Ausführungen 
des Herrn Landesgerichtsrats Dr. Hellwagner sind mir bekaIUlt. 

7 .. Der Vorschlag; für ganz Wien ein :!ustizc8:::teru
< 

zu errichten, ist in der gestellten Form nicht realisierbar 
und \'lird daher vom Bundesministerium für Justiz derzeit nicht 
aufgegrlffen. 

8. Selbst dann, wenn man den Vorschlag nach 
Errichtung eines IlJustizcenters lt positiv gegenübersteht, 
müßte noch sehr genau geprüft werden, welche Gerichtseinheiten 
etne solche Einrichtung z\'leckmäßigerweise zu umfassen hätte. 

9. Eine Reform der derzeitigen Gerichtsstruktur 
im Bereich von Wien durch Auflassung oder Neuschaffung von 

Gerichtsbehörden ist nicht beabsichtigt. 

17 ; 
1 ~,-~{;Jt 

Der Anfragebeantl'lOrtung sind umfangreiche Beilagen ange­
schlossen, die in der Kanzlei des Präsidenten des National­
rates Z'lU' Einsicht aufliegen. 
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